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Embryonen aus dem Labor als Schmuckstück? Foto: dpa

Wer eine staatliche Bekenntnisschule besucht, darf sich am Kreuz nicht stören. Foto: KNA

Bekenntnis gehört zur Identität
Staatliche Bekenntnisgrundschulen sind nicht zu religiöser Neutralität verpflichtet. Das hat das Bundesverfassungsgericht klargestellt VON HEINRICH WULLHORST

D ie bundesdeutsche Schulland-
schaft ist bunt. Eine Folge der Kul-
turhoheit der Bundesländer über

das Bildungswesen, wie es in unserer föde-
ralen staatlichen Ordnung festgeschrieben
ist. So gibt es als Sonderfälle nur in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen soge-
nannte Bekenntnisgrundschulen. Sie befin-
den sich nicht in der Trägerschaft der Kir-
chen, sondern sind staatliche Einrichtun-
gen. Die Landesverfassung in NRW sichert
den rechtlichen Bestand dieser etwa 1000
Bekenntnisschulen in diesem Bundesland.
Geschaffen hat man sie in der Nachkriegs-
zeit und am jeweiligen religiösen Proporz
im Schulbezirk ausgerichtet. So sind sie ein
bedeutender Teil der Schullandschaft in
vielen Regionen geworden. Fast jede dritte
nordrhein-westfälische Grundschule ist
eine solche staatliche konfessionelle Ein-
richtung, die zu 100 Prozent vom Staat fi-
nanziert wird. So gibt es derzeit 826 katho-
lische Bekenntnisschulen, 89 evangelische,
zwei jüdische, eine mennonitische. In ih-
nen werden die Kinder nicht nur nach den
Grundsätzen des betreffenden Bekenntnis-
ses unterrichtet, sondern, und das unter-
scheidet sie von den staatlichen Gemein-
schaftsschulen, auch in diesem Werteka-
non erzogen.

Verfahren beschäftigte
Jahre das Gericht

Jetzt sollte man meinen, dass die Ver-
fasstheit dieser Schulen und die Verknüp-
fung an ein Bekenntnis so klar wären, dass
sich streitige Auseinandersetzungen um
den Besuch dieser Lehranstalten vermeiden
ließen: weit gefehlt. Ein Verfahren um die
Ablehnung eines muslimischen Kindes hat
seit Jahren die Verwaltungsgerichtsbarkeit
beschäftigt. Die Bonifatius-Grundschule in
Paderborn ist als katholische Bekenntnis-
schule eingerichtet. Das bedeutet nicht,
dass Kinder anderer Glaubensrichtungen
dort grundsätzlich keine Aufnahme fän-
den. Im Rahmen der Kapazitäten war dies
schon immer möglich. Und das hat auch
nichts mit der jeweiligen religiösen Aus-
richtung der Schülerschaft zu tun. Selbst
wenn die Mehrheit der Schüler nicht mehr
katholisch wäre, bliebe der Charakter der
Schule bis zu einer etwaigen Umwidmung
des Schulzwecks durch die Schulbehörde
erhalten. Klar sind damit eigentlich die

Spielregeln, die der Aufnahme zugrunde
liegen. Eine staatliche katholische Bekennt-
nisschule kann einen Schüler ablehnen,
wenn seine Eltern oder er die Teilnahme
am Religionsunterricht oder an Schulgot-
tesdiensten verweigern. Das hat das Bun-
desverfassungsgericht in einer jetzt veröf-
fentlichten Entscheidung vom 8. Septem-
ber 2017 noch einmal klargestellt.

In Paderborn begehrten die Eltern des
muslimischen Kindes die Aufnahme ihres
Sohnes in die Bonifatius-Grundschule. Of-
fenbar vor demHintergrund, dass die Schu-
le näher an der Wohnung der Familie lag,
als zwei staatliche Gemeinschaftsschulen,
die aber auch in zumutbarer Entfernung
erreichbar waren. Bereits die Vorinstanzen
hatten das Ansinnen der Eltern abgelehnt

und sich darauf berufen, dass der Schullei-
ter berechtigt sei, die Aufnahme eines be-
kenntnisfremden Schülers davon abhängig
zu machen, dass seine Eltern damit einver-
standen sind, dass dieser im Sinne des prä-
genden Bekenntnisses erzogen und unter-
richtet wird. Denn diese Schulen kämen
einem besonderen Erziehungsauftrag nach
und unterschieden sich von Gemein-
schaftsschulen eben gerade durch den Um-
fang ihrer Bindung an die Grundsätze des
betreffenden Bekenntnisses.

Angebotsschule muss
nicht neutral sein

Der Erste Senat des Bundesverfassungs-
gerichts musste sich in der Sache gar nicht
ausführlich mit der Fragestellung befassen.
Er nahm vielmehr die Verfassungsbe-
schwerde nicht zur Entscheidung an. Die
Karlsruher Richter sahen die für einen Ver-
fassungsverstoß von den Beschwerdefüh-
rern vorgetragenen Gründe nicht als ausrei-
chend an. Sie folgten insoweit nicht der Ar-
gumentation, dass die Bekenntnisschule
schließlich vom Staat eingerichtet sei und
daher eine Verpflichtung zur religiösen
Neutralität bestehe. Das wäre auch verwun-
derlich gewesen, denn nach der gefestigten
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts ist geklärt, dass die Einrichtung reli-
giös-weltanschaulicher Schultypen recht-
lich zulässig ist.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat von
dem ihm bei der Gestaltung des Schulwe-
sens eingeräumten Spielraum Gebrauch ge-
macht. Das Neutralitätsgebot verpflichtet
den Staat zwar grundsätzlich, die Privilegie-
rung bestimmter Bekenntnisse ebenso wie
die Ausgrenzung Andersgläubiger zu unter-
lassen, aber selbstverständlich kann da-
durch nicht der Inhaltskern einer Bekennt-
nisschule ausgehöhlt werden. Diese Schul-
art bringt nun einmal aus ihrem eigenen
Wesen heraus gewisse Sonderregeln mit
sich. Darüber hinaus gilt: Bei einer Be-
kenntnisschule handelt es sich um eine so-
genannte Angebotsschule und eben nicht
um die Regelschule. Niemand kann ge-
zwungen werden, diese Schulform zu besu-
chen. Die Eltern können ihre Kinder auf
einer Gemeinschaftsgrundschule anmel-
den, insbesondere dann, wenn der Weg
dorthin nicht unzumutbar weit ist.

Mit dieser unanfechtbaren Entschei-
dung des Verfassungsgerichts ist der Rechts-
streit voraussichtlich beendet.Was bleibt ist
aber die Frage nach der Zukunft dieser Be-
kenntnisschulen. Wird es sie noch geben,
wenn selbst in ursprünglich urkatholischen
Regionen wie Paderborn die Anzahl der ka-
tholischen Grundschulkinder immer gerin-
ger wird?

Der Richter der ersten Instanz beim Ver-
waltungsgericht Minden hat schon einmal
angedeutet, wohin die Entwicklung der Be-
kenntnisschulen gehen kann: Der „histori-
scheWille“, diese Schulen zu gründen, blei-
be für die Kommune nicht auf ewig bin-
dend. Vielmehr gelte: Der Schulträger müs-
se bei „gesellschaftlichen Veränderungen
einem geänderten Bedarf Rechnung tra-
gen“. Inwieweit die Städte und Gemeinden
in Nordrhein-Westfalen tatsächlich künftig
die bewährte Struktur auf den Prüfstand
stellen, wird sich zeigen.

Eine geänderte Situation lässt sich
jedenfalls an statistischen Zahlen festma-
chen: Gerade noch knapp mehr als 50 Pro-
zent der Schüler dieser Einrichtungen sind
katholischen Bekenntnisses. Jeweils knapp
17 Prozent sind protestantisch und konfes-
sionslos, die übrigen Schüler verteilen sich
auf andere Bekenntnisse. Aber wer will sa-
gen, wann eine solche Bekenntnisschule
ihre Existenzberechtigung verliert? Letzt-
lich geht es dort nicht nur darum, schlich-
tes Lehrplanwissens im Fach Religion zu
vermitteln, sondern um Werte. Auch des-
halb erfreuen sich diese Einrichtungen ja
zumeist einer großen Beliebtheit, weil viel-
leicht der Umgang miteinander gelegent-
lich ein Anderer ist und weil viele Eltern
eine solche werthaltige Erziehung für ihre
Kinder wollen. Sie müssen dann allerdings
auch bereit sein, sich an die Spielregeln zu
halten, die für solche Schulformen gelten.
Es ist wie so oft im Leben: Manmöchte sich
zwar gerne die Rosinen aus dem Kuchen pi-
cken, möchte den Teig, den man für über-
flüssig hält, aber gerne auf dem Teller las-
sen. Insofern ist die erneute Klarstellung
durch die Nichtannahme der Verfassungs-
beschwerde sicherlich hilfreich.

Solange es Bekenntnisschulen gibt, blei-
ben sie in dem Kern geschützt, der den Re-
ligionsunterricht dort nicht nur als ordent-
liches Lehrfach sieht, von dem man sich
unter Berufung auf die negative Religions-
freiheit abmelden kann, sondern der ihn
als wesentlichen Teil der Identität einer sol-
chen Einrichtung betrachtet.

Embryonenwerden Schmuckstücke
Eine perfide Geschäftsidee will die Todeserfahrung nach künstlicher Befruchtung emotional verbrämen VON SUSANNE KUMMER

In Österreich wurden im Zuge der
künstlichen Befruchtung in den ver-
gangenen 15 Jahren mehr als eine hal-

be Million Embryonen hergestellt, Tausen-
de übrig gebliebene Embryonen lagern tief-
gekühlt, da die Eltern ihre Familienplanung
mittels In-Vitro-Fertilisierung (IVF) schon
abgeschlossen haben. In Deutschland ist
die Situation ähnlich, da auch hier trotz
strenger Auflagen bei jeder IVF mehr Emb-
ryonen erzeugt als am Ende ausgetragen
werden. Dabei kommt eine spezielle Tech-
nik, die sogenannte Kryokonservierung
zum Einsatz.

Innerhalb des IVF-Verfahrens werden
mehrere Embryonen für den Fall erzeugt,
dass ein weiterer Embryonentransfer not-
wendig ist, weil der erste erfolglos war – es
kommt zu einer Überproduktion. Die Emb-
ryonen werden auf Vorrat in flüssigem
Stickstoff bei minus 196 Grad eingelagert.
Damit entsteht auch die Möglichkeit einer
zeitlichen Entgrenzung der Reproduktion:
etwa bei Frauen, die nach der Menopause
noch Mutter werden wollen oder Witwen,
die sich nach dem Tod des Partners den in
vitro erzeugten Embryo noch einsetzen las-
sen wollen.

Kaum ein Land hat verlässliche Zahlen
darüber, wie viele Embryonen schockgefro-
ren lagern. Offiziell blieben in den Jahren
1991 bis 2012 in Großbritannien 1,7 Mil-
lionen Embryonen nach IVF übrig; sie fan-
den keine Verwendung mehr. In den Ver-
einigten Staaten von Amerika sollen Schät-
zungen zufolge derzeit zwischen 600000
und einer Million übrig gebliebene Embry-
onen lagern. Eine Reduktion der Herstel-

lung von Embryonen im Zuge der IVF
scheint in den USA keine Option zu sein –
dort floriert das Geschäftmit der sogenann-
ten Embryonen-Adoption, also der Weiter-
gabe von Embryonen an Dritte. Diese wird
jährlich vom US-Department of Health &
Human Services mit 980000 US-Dollar sub-
ventioniert.

Neuer Geschäftszweig
in Australien

Was soll in Zukunft mit den Millionen
überflüssig erzeugten Embryonen gesche-
hen? Nicht alle Eltern sind bereit, ihre
Embryonen im Zuge von Forschungsvorha-
ben zerstören zu lassen oder an andere wei-
terzugeben. Dabei kann auch die Miete
durchaus zu einer finanziellen Belastung
werden, die für die Tiefkühlung gezahlt
werden muss.

In Australien bahnt sich nun ein neuer
Geschäftszweig an: Die Firma Baby Bee
Hummingbird bietet an, Embryonen als
Andenken in Schmuckstücke zu präparie-
ren: Paare, die nach einer künstlichen Be-
fruchtung vor der Entscheidung stehen,
wasmit ihren tiefgefrorenen Embryonen zu
geschehen hat, können diese in ein
Schmuckstück verwandeln lassen. Mensch-
liche Embryonen werden dabei zu Asche
verbrannt, in der die DNA erhalten bleibt.
Die Asche wird mit Harz versetzt und zu
Anhängern oder Ringen präpariert. Mütter
berichten, sie hätten ihre Embryonen nun
als ein „schönes Andenken“ immer bei sich
– zum Beispiel sieben Embryonen in einem

herzförmigen Anhänger. Sie hatten sich
keine weitere Lagerung der Embryonen leis-
ten können.

Dahinter steckt eine perfide Geschäfts-
idee. Aus der Praxis ist bekannt, dass viele
Frauen nach einer künstlichen Befruchtung
eine Beziehung zu ihren Embryonen im
Tiefkühlgerät behalten. Die emotionale Na-
belschnur bleibt. Das ist eine durchaus be-
lastende Situation. Das innere Wissen, dass
es sich nicht bloß umZellklumpen handelt,

sondern um potenzielle Kinder, lässt sich
nicht immer wegschieben. So werden in
Internetforen tiefgefrorene Embryonen als
„Eisbärlis“ oder „Schneeflocken“ bezeich-
net. Eine spanische Reproduktionsmedizi-
nerin bemüht sich auf ihrer Webseite her-
vorzuheben, dass alles seinen geordneten
Weg gehe – auch im Tiefkühllager. Die
Embryos würden wie „in kalten Kinderta-
gesstätten leben, in Tanks mit Abteilen, in
welchen die Geschwister zusammen in

Plastikbechern untergebracht sind, jede Fa-
milie in ihrer Farbe“.

Der Erfinder der künstlichen Befruch-
tung und spätere Nobelpreisträger Robert
Edwards hatte diese Entwicklung vorherge-
sehen. Er arbeitete bereits in den 70er
Jahren an Techniken zum Einfrieren von
Embryonen und konstruierte eigene Kon-
servierungsgeräte.

40 Jahre nach Beginn der künstlichen
Befruchtung zeigt sich, dass die techni-
schen Verfahren Widersprüche aufwerfen,
die sich ethisch nicht mehr sinnvoll auflö-
sen lassen: Weder gibt es eine Verpflich-
tung, Millionen von Embryonen zu adop-
tieren, noch sie utilitaristisch zum Freigut
für Forschungszwecke zu erklären.

Embryo wird
zur Sache

Der Widerspruch der IVF bleibt: Das
Zur-Welt-Bringen des einen Kindes bedeu-
tet zugleich das Vernichten von Embryo-
nen. Statt diese Todeserfahrung und unver-
antwortliche Erzeugung von Embryonen
entsprechend aufzuarbeiten, stellt die Ge-
schäftsidee aus Australien eine emotionale
Verbrämung dar – ein perfider Versuch, das
innere Wissen um die Kostbarkeit jedes
Menschen ästhetisch-konsumistisch zu su-
blimieren.

Mit Totenkult hat das nichts zu tun.
Hier werden aus Menschen, die selbst hät-
ten leben und Schmuck tragen können,
Schmuckstücke hergestellt. Der Embryo
wird damit endgültig zur Sache.
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